
gesprochen worden. Ich glaube, daß bei dieser Verfassung, ich 
meine der Vorlage, die uns heute zur Debatte unterbreitet wird, 
ein wenig der Weg gewählt worden ist: Man schreibe alles das 
auf, was in der alten DDR negativ war, drücke das Positivum da­
für aus und mache das zur Verfassung. Ich glaube, dadurch ent­
steht eine, in sich unvollständige Verfassung, insofern, daß nur 
das gewünschte Positivbild zu einem ehemaligen Negativbild 
der DDR gemacht wird. Auch das ist Prosa. Wir sollten versu­
chen, wenn es darum geht, eine - ich will es ganz lax sagen und 
bitte um Verzeihung für das Wort, ich habe meinen Respekt vor 
der Verfassung schon ausgedrückt - Übergangsverfassung ha­
ben wollen, dann sollten wir sie rationell erarbeiten. Und ratio­
nell darf nicht heißen, daß am Vorabend die Tagesordnung wie­
der einmal neu beschlossen wurde. Wir können uns an vorige 
Woche erinnern, wo es knapp zuging in der Tagesordnung, und 
heute früh steht die Fraktion wieder vor der Frage, zu einem 
ganz anderen als dem erwarteten Diskussionsgegenstand zu dis­
kutieren. Ich glaube, wir sind es dem Volk schuldig, daß wir sorg­
fältig und mit Sachgemäßheit, langsam aber dennoch zügig ar­
beiten. Und dazu gehört, daß wir Tagesordnungen nicht ständig 
neu gestalten.

(Beifall bei CDU, DSU und den Liberalen)

Es geht um die Ernsthaftigkeit und Glaubwürdigkeit dieses 
Parlaments.

Und noch eine Bemerkung ganz zum Schluß, weil Abgeordne­
ter Schröder auf den Brief verwies. Der Bund Freier Demokraten 
hat diesen Brief von der ominösen Firma am Donnerstag voriger 
Woche bekommen. Wir haben ihn an Minister Diestel inzwi­
schen weitergeleitet. Wir wollen nicht hoffen, daß es eine Post­
wurfsendung ist. Er ist uns aus Gottleuba zugegangen. Wir zu­
mindest haben geprüft, daß die angegebene Firma - zumindest 
als Telefonnummer - existiert. Herr Minister, ich bitte Sie, die 
Sache zu überprüfen.

(Beifall bei der CDU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun den Abgeordneten Dr. Watzek von der Fraktion 
der Demokratischen Bauernpartei Deutschlands und des Demo­
kratischen Frauenbundes Deutschlands, das Wort zu nehmen.

Abg. Dr. Watzek (DBD/DFD):

Frau Präsidentin! Werte Abgeordnete! In ihren Programmen 
haben sich die Demokratische Bauernpartei Deutschlands und 
auch der Demokratische Frauenbund Deutschlands eindeutig 
für die Verabschiedung einer neuen Verfassung der DDR im 
Jahre 1990 ausgesprochen. Ganz in diesem Sinne haben Vertre­
ter der DBD aktiv in der Arbeitsgruppe „Neue Verfassung der 
DDR“ am Runden Tisch mitgearbeitet.

Wir sehen eine neue Verfassung als eine dringende Notwen­
digkeit und zeitgemäße Aufgabe an, weil die noch immer gültige 
Verfassung der DDR nicht mehr den aktuellen Anforderungen 
gerecht werden kann. Unser Land braucht eine neue Verfassung 
und kein Stückwerk, das für jede gesetzliche Initiative verändert 
werden muß. Das ist nach unserer Auffassung auch eine Voraus­
setzung für eine effektive Arbeit der Volkskammer und der Re­
gierung der DDR.

Wenn hier die Frau Abgeordnete Kögler und in der letzten 
Volkskammertagung der Innenminister, Herr Diestel, erklärten, 
daß sie sich nicht an die noch bestehende Verfassung gebunden 
fühlen, dann halte ich das für unerträglich, halte es aber auch aus 
der Sicht heraus für notwendig, eine neue Verfassung in Kraft zu 
setzen als Grundgesetz unseres Landes, solange dieses Land 
noch besteht, unabhängig davon, ob das ein Jahr oder zwei Jahre 
sind. Uns geht es dabei nicht darum, wie das der Abgeordnete 
Schwarz darlegte, eine Neukonsolidierung der DDR zu errei­
chen, nein, es geht uns darum, damit auch einen Beitrag zu lei­
sten für eine zukünftige gemeinsame Verfassung eines deut­
schen Landes.

(Beifall bei PDS und DBD/DFD)

Wir sind der Meinung, daß in diesem Verfassungsentwurf die 
Erkenntnisse und Erfahrungen progressiver deutscher Verfas­
sungsgeschichte aufgearbeitet sind und auch fortschrittliche 
Verfassungen anderer europäischer Staaten Berücksichtigung 
fanden. Wir sind auch der Meinung, daß der Verfassungsentwurf 
in einer Reihe wichtiger Fragen über die gegenwärtige Verfas­
sung der Bundesrepublik Deutschland, über das Grundgesetz 
hinausgeht. Dazu gehört vor allem die verfassungsrechtliche 
Regelung des Wirkens von Bürgerbewegungen und Initiativen, 
die Verbindung von parlamentarischer und Volksgesetzgebung, 
die weitergehende Ausgestaltung der Bürger- und Menschen­
rechte, die ausdrückliche Festschreibung der nationalen Rechte 
der Sorben, die verfassungsrechtliche Regelung der Verantwor­
tung für den Umweltschutz sowie auch die Probleme der Gleich­
stellung von Frau und Mann.

Die Fraktion der DBD/DFD tritt dafür ein, daß der vorliegende 
Entwurf der Verfassung der DDR unverzüglich in der Bevölke­
rung zur Diskussion gestellt werden soll und zum frühestmögli­
chen Zeitpunkt bestätigt wird. Nach unserer Auffassung kann 
die DDR mit einer solchen Verfassung Bedeutendes in den Ver­
einigungsprozeß der beiden deutschen Staaten einbringen.

(Beifall bei PDS, Bündnis 90/Grüne und DBD/DFD) 

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun den Abgeordneten Werner Schulz von der Frr 
tion Bündnis 90/Grüne, das Wort zu nehmen. -—-

Abg. Werner Schulz (Bündnis 90/Grüne):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich spare mir, 
auf Einzelheiten und Vorzüge dieser Verfassung zu sprechen zu 
kommen. Das hat der Abgeordnete Schröder bereits vortrefflich 
getan. Allein der Umstand, wie diese Verfassung über eine Aktu­
elle Stunde dem Hohen Haus bekannt wird, offiziell bekannt 
wird, ist beklagenswert. Wir versuchen seit 14 Tagen, Ihnen die­
sen Verfassungsentwurf in einer würdigen Form zu übergeben, 
und haben bereits bei der konstituierenden Sitzung 300 Exem­
plare davon der Volkskammer zur Verfügung gestellt.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Sie fragen bitte in Ihren Fraktionen nach, wo Ihr Exemplar des 
Verfassungsentwurfs geblieben ist. - Aber so kann man auch ei­
ne Diskussion abwürgen.

Der Verlauf dieser Debatte, insbesondere die von der - ich darf 
sie ja wohl noch „Allianz“ nennen - geprägten Position, offenba­
ren das jeder revolutionären Freiheits- und Demokratiebewe­
gung bekannte Schicksal der Gegenreaktion. Während Außt 
stehende unseren politischen Sieg über ein totalitäres System" 
bewundern, laufen wir Gefahr, die Möglichkeiten einer zunächst 
selbstgestalteten Demokratie und Rechtsstaatlichkeit im Hau­
ruck zur deutschen Einheit zu verschenken. Aber die Art, in der 
sich die Vereinigung vollzieht, wird über die demokratische Rei­
fe der Deutschen wesentlich mehr aussagen als alle Beteuerun­
gen über ihre endgültige und unwiderrufliche Einbindung in die 
Familie der europäischen Verfassungsstaaten.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Offensichtlich halten einige hier das Grundgesetz der Bundes­
republik für das nicht mehr überbietbare Verfassungsoptimum 
auf deutschem Boden.

(Vereinzelt Beifall bei der CDU)

Es scheint als die Lösung, einfach das zu übernehmen, was sich 
vermeintlich in über 40 Jahren bewährt hat. Aber mit der Über­
nahme des Grundgesetzes ist noch gar nichts von dem gewon­
nen, was die bundesdeutsche Gesellschaft an Demokratiefähig­
keit tatsächlich entwickelt hat, meine Damen und Herren. Zu be­
zweifeln ist auch, ob die Probleme im Zusammenwachsen beider 
deutscher Staaten mit einer Verfassung zu bewältigen sind, die 
in ihren Passagen vom Zeitgeist der 40er Jahre geprägt ist. Wir 
sollten sensibel auf Stimmen hören, die uns auf die Kluft zwi-
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